
  Jetzt die Transformation voranbringen, statt sie zu verzögern!  

Anstelle neuer fossiler Energieprojekte braucht es in der Energiekrise eine 
Energie-Grundversorgung für alle: Progressive Tarife mit Preisdeckel für 
den Grundbedarf, Umverteilung von Profiten, gezielte Drosselungen und 
Umbau von industrieller Produktion und Investitionen in die Wärme-
wende.

Bausteine für Klimagerechtigkeit

Energiepreise:
 Transformative Wege 
   aus der Krise

Transformativ.
Solidarisch.
Machbar.
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  Auf einen Blick  

 Die aktuelle Energiekrise zeigt: Statt der bisherigen ungerechten und nicht 
nachhaltigen Energiepreissysteme braucht es ein Recht auf eine Energie- 
Grundversorgung. Mittels progressiver Energietarife, die in der Energie-
wende Sicherheit für alle schaffen und gleichzeitig unangemessen hohen 
Verbrauch beschränken, ist dies umsetzbar.

 Ein per Preisdeckel vergünstigter Energie-Grundbedarf, Umverteilung der 
Profite und Mehrkosten durch Steuern und Transferleistungen, das Verbot 
von Strom- und Gasabschaltungen sowie gezielte Drosselungen von nicht 
lebensnotwendiger Industrieproduktion können kurzfristig gegen Ener-
giearmut im Winter helfen. Die Bundesregierung muss Transparenz über 
industrielle Verbrauchsdaten schaffen, um eine demokratische Debatte 
über Drosselungen zu ermöglichen.

 In der Hektik der Krise müssen fossile Schnellschüsse verhindert  werden. 
Dazu zählen Gaslieferverträge über 20 Jahre, neue LNG-Terminals oder 
neue Gas- und Ölbohrungen im Wattenmeer, die kurzfristig nicht helfen, 
aber langfristig die Wärmewende blockieren könnten. Diese Investitions-
mittel sollten stattdessen in erneuerbare Energien und die Wärmewende 
fließen. So kann der Gasbedarf gesenkt werden, noch ehe die – somit end-
gültig überflüssigen – fossilen Projekte lieferbereit sind.

Nur eine tiefgehende Transformation kann nachhaltig Krisen bekämp-
fen. Wichtige Bausteine sind die demokratische Vergesellschaftung von 
Energieversorgung und Wohnraum, gezielter industrieller Rückbau mit 
Arbeitszeitverkürzung und eine Ernährungswende.

→

→

→

→
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 Energiekrise: Zwischen Winterplänen und Transformation  

Die Verteilung und Bepreisung von Energie 
sind schon lange ungerecht und wenig nachhaltig. 
Energieintensive Industrien erhalten Vergünsti-
gungen, und auch Haushalte mit höherem Ver-
brauch werden durch Tarifmodelle mit Grundpreis 
bevorzugt. In der aktuellen Krise wächst bei vielen 
Menschen berechtigterweise die Angst vor einem 
kalten Winter. Die Bundesregierung reagiert bis-
her kaum mit Entlastungen, setzt aber dafür auf 
viele falsche, nicht-nachhaltige Lösungen wie 
neue Erdgasimporte und Ölbohrungen. Über die 
neue Gasumlage sollen sogar noch mehr Krisen-
kosten auf die Verbraucher*innen abgewälzt wer-
den. Gleichzeitig schlagen große Teile der fossilen 
Energiebranchen aus der angespannten Marktlage 
Riesenprofite und dürfen diese auch noch behal-
ten, dank der Weigerung der Regierung eine Über-
gewinnsteuer einzuführen. Auch Laufzeitverlän-
gerungen für Kohle- und Atomkraftwerke werden 
aus verschiedenen Ecken beharrlich in die Debatte 
gebracht. Klimafragen stehen mitten im Hitze-
sommer 2022 wieder einmal hintenan.

In dieser Krise des fossilen Kapitalismus brau-
chen wir kurz- und langfristige Maßnahmen, die 
sich nicht gegenseitig widersprechen, sondern auf-
einander aufbauen. Das längerfristige Ziel ist das 
Recht auf eine Grundversorgung mit Energie in 
einem klima- und sozial gerechten Energiepreis-
system, das allen Sicherheit für ihren Grundbedarf 
verspricht und Verschwendung vermeidet. Dieses 
muss eingebettet sein in eine umfassende sozial- 
ökologische Transformation. Kurzfristig geht 
es darum, den nächsten Winter zu überstehen, 
ohne dass Menschen zum Frieren gezwungen 
werden und ohne neue – von Panik getriebene 
– langfristig bindende Investitionen in fossile 
Brennstoffe. Dabei können kurzfristige Maßnah-
men ein Einstieg sein, um sowohl überpropor-
tional großen Verbrauch einzuschränken als auch 
gleichzeitig die Energie-Grundversorgung für alle 
zu verwirklichen. Es sind nicht die Armen und die 
ohnehin schon Sparsamen, die als Erste noch stär-
ker Energie sparen sollten.
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  Was es für den Winter braucht  

Ein Preisdeckel für den Energie-Grundbedarf (Strom und Heizung) ist notwendig, um Energie-
armut1 zu verhindern und sicherzustellen, dass niemand frieren muss. Das wäre ein Einstieg in ein 
progressives Tarifsystem (siehe Box auf Seite 8). Eine Strompreisbremse nach diesem Prinzip wurde 
von der österreichischen Regierung für den Herbst 2022 bereits angekündigt, allerdings bislang ohne 
Details.2 Ein Preisdeckel für Strom und Gas wird mittlerweile z.B. auch vom Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB) gefordert.3

→

Einen Preisdeckel im Sinne einer finanziellen Unterstützung für den Energie-Grundbedarf 
von Haushalten kann die Bundesregierung kurzfristig umsetzen. Grundlage ist das Energie-
sicherungsgesetz, das im Krisenfall Maßnahmen zur „Deckung des lebenswichtigen Bedarfs 
an Energie“ erlaubt.4 Einen ersten konkreten Vorschlag dazu für Gas haben Sebastian Dullien 
und Isabella M. Weber formuliert.5 Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck ist allerdings 
dagegen.6 Für eine möglichst schnelle Umsetzung wären auch simplere Berechnungs-
mechanismen für den Grundbedarf denkbar als die, die wir längerfristig für ein progressi-
ves Tarifsystem (siehe Box auf Seite 8) vorschlagen. Längerfristig könnte ein Deckel z.B. im 
Strombereich zu EU-rechtlichen Problemen (Elektrizitätsbinnen marktrichtlinie) führen. Hier 
besteht auch Reformbedarf in der EU, deren Beharren auf Marktlösungen transformativen 
Ansätzen im Weg steht. Für direkte Preiskontrollen, die nicht über staatliche Subventionen 
funktionieren, müsste zudem das deutsche Energiewirtschaftsgesetz geändert werden, das 
zumindest für den Strommarkt explizit Preisbeschränkungen im Großhandel verbietet.7 Auch 
auf Landes ebene können ergänzende Entlastungsmechanismen für Haushalte mit niedrigen 
Einkommen eingeführt werden. Das Berliner Abgeordnetenhaus etwa hat dafür im Frühsom-
mer 2022 Mittel für einen Härtefallfonds verabschiedet.8 

Die explodierenden Profite fossiler Konzerne müssen schnell umverteilt werden, beispielsweise 
über eine Übergewinnsteuer. Auch das kann zur Finanzierung des Preisdeckels beitragen.

→

Die Umverteilung von Profiten kann die Bundesregierung über verschiedene Steuer- und  
Abgabenmechanismen regeln. Die 2022 viel diskutierte Übergewinnsteuer beispielsweise 
wäre laut eines Gutachtens des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags als kurzfristige 
Lösung rechtlich umsetzbar.9 Sie würde zumindest Teile der Extraprofite umverteilen, die 
viele Energiekonzerne dank steigender Marktpreise einfahren, ohne selbst im vergleich-
baren Maß von höheren Beschaffungskosten betroffen zu sein. Ähnliche Maßnahmen wurden 
bereits durch das Vereinigte Königreich und diverse EU-Staaten wie Italien, Spanien oder 
Griechenland umgesetzt oder angekündigt. Das könnte in Deutschland nach einer  aktuellen 
Studie je nach Steuersatz alleine im Energiesektor rund 30–100 Milliarden Euro im Jahr 
einbringen.10 Längerfristige steuerpolitische Vorschläge bieten wir in unserem Ende 2022 
erscheinenden   Dossier zur „Sozial-ökologischen Steuerreform“.

Auch für die spezifischen Kosten der Gaskrise braucht es solidarische Lösungen. Dazu ist weder 
die Gasumlage (alle Gaskund*innen zahlen) noch die pauschale Absenkung der Mehrwertsteuer auf 
Gas (belastet den öffentlichen Haushalt, kommt vor allem energieintensiven Unternehmen zugute) 
geeignet. Gezielte sozialpolitische Maßnahmen – wie die Erhöhung der Regelsätze für Transfer-
empfänger*innen – sind notwendig.

→

Möglich wäre neben einer Umverteilung über die Übergewinnsteuer auch eine stärkere 
Beteiligung der betroffenen Gasanbieter an steigenden Beschaffungskosten.11 Die Bundes-
regierung will die Firmen dagegen nun per Gasumlage im Umfang von bis zu 90% entlasten. 
Dabei sind es sogar vorwiegend Unternehmen mit hervorragender wirtschaftlicher Situation, 
die Ansprüche auf die Gasumlage geltend machen – obwohl viele von ihnen insgesamt von 
den hohen Energiepreisen profitieren.12 Zudem gäbe es auch im Rahmen der Gasumlage zu-
mindest die Möglichkeit einer Progression, die einen Grundbedarf für jeden Haushalt von der 
Umlage ausnimmt. Die Regelsätze für Transferempfänger*innen müssen angepasst werden, 
um nicht nur den direkten Effekt der steigenden Energiekosten, sondern auch den indirekten 
Effekt (allgemeine Preissteigerungen für Lebensmittel) auszugleichen.
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Gas-Engpässe können mit gezielten Drosselungen der nicht lebensnotwendigen industriellen 
Produktion überbrückt werden. Das betrifft auch industriellen Stromverbrauch. Die Folgen für die 
Beschäftigten müssen über Kurzarbeitsregelungen aufgefangen werden.

→

Die Bundesregierung kann den Energieverbrauch  rationieren. Als regelnde Instanz ist hierfür 
die Bundesnetzagentur vorgesehen, die nach politisch vorgegebenen Kriterien entscheiden 
müsste.15 Grobe Entscheidungskriterien sind für Erdgas im Notfallplan Gas festgehalten, 
der in seiner bisherigen Fassung im Falle von Engpässen Haushaltskund*innen und grund-
legende soziale Einrichtungen als „geschützte Kunden“ priorisiert.16 Darüber hinaus gibt es für 
die Industrie aber keine detaillierte Abschaltreihenfolge. Diese will die Bundesnetzagentur 
kurzfristig in Einzelfallentscheidungen festlegen, die vorwiegend wirtschaftlichen Kriterien 
folgen.17 Verkompliziert werden diese Entscheidungen auch durch die infrastrukturelle  
Verknüpfung verschiedener Betriebe in Industrieparks. Derzeit ist eine Überarbeitung des  
zuletzt 2019 aktualisierten Notfallplans in der Diskussion, bei der allerdings Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck den gegenteiligen Gedanken in den Raum gestellt hat,  
nämlich Industriebetriebe gegenüber Haushalten stärker zu bevorzugen.18 Auch aus der Wirt-
schaft werden entsprechende Forderungen laut.19 Die politische Verantwortung liegt beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK). Die EU mischt zwar auch mit 
einem Gas-Notfallplan mit, nach dem auch Haushalte geschützt werden sollen – dieser Plan 
ist aber nicht verbindlich. Verpflichtende Maßnahmen kann die EU in diesem Winter nur  
erlassen, wenn die Mehrheit der Mitgliedsländer zustimmt. Das scheint bisher unwahrschein-
lich. Es braucht also politischen Druck, um Haushalte weiterhin zu schützen und stattdessen 
gezielte Drosselungen von nicht essentieller industrieller Produktion durchzusetzen.

Dafür braucht es eine transparente demokratische Debatte: Wie viel Gas fließt in welche Produkte? 
Wie viel wird benötigt für lebenswichtige Medikamente und wie viel steckt in Dingen, die (vor allem 
kurzfristig) weniger wichtig sind – oder sogar schädlich wie SUVs und Waffen? Welche Produkte 
der gasintensiven Chemieindustrie sind verzichtbar? Welche Industrie hat welche Priorität? Die ent-
sprechenden Daten werden derzeit im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums gesammelt. Sie 
müssen umgehend öffentlich zugänglich gemacht werden.

→

Die Bundesnetzagentur sammelt derzeit Daten, um sich einen Überblick über die Gasflüsse 
in der Wirtschaft zu verschaffen.20 Sie sollte zur Transparenz verpflichtet werden, damit die 
Entscheidungen demokratisch diskutiert werden können. Verantwortlich ist wiederum das 
BMWK.

Strom- und Gasabschaltungen bei Haushalten, die ihre Rechnungen nicht pünktlich bezahlen  
können, müssen im Sinne eines Rechts auf Energie-Grundversorgung verhindert werden.  
2019 gab es in Deutschland fast 300.000 Stromsperrungen und 30.000 Gassperrungen.13 Infolge der 
aktuellen Preisexplosionen könnten diese Zahlen deutlich steigen. Die Aufhebung der Sperren ist 
mit Zusatzkosten verbunden und bildet so eine weitere Hürde und Belastung für die betroffenen 
Haushalte.

→

Das Verbot von Strom- und Gasabschaltungen müsste auf Bundesebene geregelt werden und 
einhergehen mit geeigneten Entschuldungskonzepten. Für kommunale Anbieter könnte  
beides auch direkt von den Kommunen beschlossen werden. Im ersten Corona-Jahr 2020 
sank die Zahl der Sperrungen in Deutschland bereits deutlich, als pandemiebedingt zeitweise 
ein Leistungsverweigerungsrecht galt.14

U
m

se
tz

u
n

g
U

m
se

tz
u

n
g

U
m

se
tz

u
n

g



5

Globale Solidarität auch bei der Energiebeschaffung: Der deutsche LNG-Einkaufsrausch darf 
nicht auf Kosten der Grundversorgung in ärmeren Ländern gehen.

→

Die Bemühungen Deutschlands und anderer reicherer Länder um eine von Russland unab-
hängige Gasversorgung sorgen derzeit dafür, dass ärmere Länder ihren Grundbedarf an Gas 
nicht mehr decken können. In diesen Ländern sind lebenswichtige Versorgungsinfrastruk-
turen betroffen.21 Hier kommt es auf die Zivilgesellschaft an, eine solidarische internationale 
Koordination einzufordern, damit Gas nicht nur nach Kaufkraft und geopolitischer Macht 
verteilt wird. 

Öffentliche Energiekostensubventionen an Unternehmen müssen an Umbaumaßnahmen gekop-
pelt werden, die den zukünftigen Energiebedarf senken, sowie an wirtschaftliche Bedingungen wie 
den Verzicht auf Dividendenausschüttungen und Boni.

→

Auch hierfür liegt die Verantwortung zunächst beim BMWK, wobei auch das Bundesfinanz-
ministerium mitsprechen würde. Der neue Arbeitsplan Energieeffizienz des BMWK22 etwa 
soll industriepolitische Weichen stellen, wurde aber als viel zu zögerlich und unverbindlich 
gerade gegenüber der Industrie kritisiert.23 Das Energiesicherungspaket des BMWK vom Juli 
2022 deutet erste Schritte in diese Richtung an: Unternehmen, die bestimmte Vergünstigun-
gen in Anspruch nehmen, sollen zur Umsetzung wirtschaftlich sinnvoller Energiesparmaß-
nahmen verpflichtet werden.24 Die Ausgestaltung und Verbindlichkeit dieser Regelungen sind 
aber bislang unklar. Hier müsste noch mehr Druck aufgebaut werden – erst recht im Hinblick 
auf verteilungspolitische Kriterien.

Das 9-Euro-Ticket muss verlängert werden. Es schafft reale Entlastung, dämpft bereits jetzt spür-
bar die Inflation30, ist populär und weist verkehrspolitisch in die richtige Richtung. Natürlich muss 
der vergünstigte Nahverkehr mit einem Ausbau der Kapazitäten und der Versorgung insbesondere 
im ländlichen Raum einhergehen. Dafür ist jetzt der perfekte Zeitpunkt: Das Angebot darf nicht als 
Eintagsfliege enden, sondern muss der Einstieg in die Verkehrswende werden.

→

Politisch ist das vor allem eine Frage der Finanzierung, welche der Bundesfinanzminister blo-
ckiert.31 Für die Weiterführung setzt sich u.a. die Kampagne „9 Euro Ticket weiterfahren“ ein.32

Fossile Schnellschüsse verhindern: Für neue LNG-Terminals werden aktuell Lieferverträge über 20 
Jahre verhandelt, durch die fatale Auswirkungen auf die Energie- und Wärmewende in Deutschland 
drohen. Schnell sollen auch Genehmigungen für die Förderung verschiedener Gas- und Ölvorkom-
men in Deutschland her: Öl im Nationalpark Wattenmeer25, Gas vor der niedersächsischen Nordsee-
küste.26 Sogar Fracking wurde wieder in die Debatte gebracht.27 Hier werden alte – lange aus Klima- 
und Naturschutzgründen nicht durchsetzbare Pläne – wieder aus der Schublade gezogen. Solche 
langfristigen fossilen Projekte, die erst in Jahren Energie liefern können und in diesem Winter nicht 
helfen werden, bedeuten einen dramatischen energie-, klima- und umweltpolitischen Rückschritt.

→

Für den LNG-Ausbau hat der Bundestag mit dem LNG-Beschleunigungsgesetz bereits die 
Grundlage geschaffen. Lieferverträge werden aber weiter zwischen privaten Firmen unter 
Einbeziehung des BMWK ausgehandelt (siehe MyTHEN & MISSVERSTÄNDNISSE).
Die Genehmigung von Gas- und Ölförderungen ist Ländersache. Zuständig sind die jeweiligen 
Bergbaubehörden. Hier müsste also Druck auf die Landesregierungen ausgeübt  werden. In 
Schleswig-Holstein unterstützen die Grünen in der neu gewählten schwarz-grünen Regie-
rung die ausgeweitete Förderung, wollen dafür aber insgesamt ein früheres Ende der Ölför-
derung erreichen. In Niedersachsen wollte die rot-schwarze Landesregierung noch im Winter 
Gas- und Ölbohrungen im Wattenmeer verbieten28 und vollzog erst nach Kriegsbeginn eine 
Kehrtwende.29 Im oktober stehen dort Landtagswahlen an.
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  Die Transformation einleiten  

Soziale und klimagerechte Energietarife (siehe Box auf Seite 8) für Haushalte könnten eine 
Energie-Grundversorgung gewährleisten: Ähnlich wie beim kurzfristigen Energiepreisdeckel wird 
dauerhaft ein Grundbedarf an Energie günstig zur Verfügung gestellt, Zusatz- bzw. Luxusverbrauch 
dagegen wird zunehmend verteuert.

→

Dabei würde statt einer staatlichen Subvention stärker auf eine Querfinanzierung gesetzt,  
bei dem Vielverbraucher*innen den günstigen Grundbedarf für alle mitfinanzieren.  
Progressive Energietarife für Haushalte stoßen allerdings auf EU-rechtliche Hürden. Unmit-
telbar umsetzbar wäre aber zumindest eine progressive Ausgestaltung von Energiesteuern 
inkl. der Stromsteuer, die der Bundestag beschließen könnte. Mehr dazu in unserem 
         Hintergrundpapier „Soziale und klimagerechte Energietarife“.

Die Vergesellschaftung von Wohnraum und dessen gerechte und an Suffizienz orientierte Vergabe 
ermöglichen eine gleichmäßige Verteilung des Energiebedarfs und erleichtern die systematische, 
sozial gerechte energetische Sanierung des Gebäudebestands.

→

Kurzfristig könnte eine sozial gerechte Sanierung z.B. auch durch soziale Staffelungen ge-
fördert werden: Durch eine Priorisierung der Sanierungsförderung im Bestand bei ärmeren 
Mieter*innen und/oder durch die Möglichkeit zur Durchsetzung von Mietabschlägen für  
Mieter*innen dort, wo Vermieter*innen sich nicht um energetische Sanierung und Heizsys-
teme auf Erneuerbaren-Basis bemühen. Suffizienz bedeutet: Genug Wohnfläche für alle, 
diese fair verteilt, aber eben nicht unnötig viel Fläche für Einzelne. Im Herbst 2022 erscheint 
dazu unser                    Dossier zu Vergesellschaftung und Wohnraumsuffizienz.

Auch in der Energieversorgung ist Vergesellschaftung sinnvoll: Ohne Profitdruck könnten so öko-
logische Produktion und soziale Tarifsysteme demokratisch festgelegt werden.

→

Zur Vergesellschaftung der Energieversorgung sind auf Bundes- wie auf Landesebene gesetz-
liche Maßnahmen nach Artikel 15 des Grundgesetzes denkbar.33 Auch auf kommunaler Ebene 
ist eine (Re-)Kommunalisierung von Infrastrukturen möglich. Das wurde bereits mehrfach 
über direktdemokratische Abstimmungen versucht, wie etwa 2013 über den erfolgreichen 
Volksentscheid der Kampagne „Unser Hamburg – unser Netz“34 und zeitgleich in Berlin durch 
den Berliner Energietisch. Beide beinhalten umfassende Ideen für soziale Maßnahmen und 
eine beschleunigte Energiewende.35 

Investitionen, die jetzt in LNG-Terminals fließen – über die in fünf Jahren Gas importiert werden 
könnte – sollten in die Förderung energetischer Gebäudesanierung, in Wärmepumpen, grüne Fern-
wärme und den Ausbau erneuerbarer Energien fließen. So kann innerhalb von fünf Jahren der Gas-
bedarf effektiv und nachhaltig verringert werden, und die Terminals werden endgültig überflüssig.

→

Investitionen in eine Wärmewende sind zuerst bundespolitische Aufgabe. Sie können auch 
auf Landes- und kommunaler Ebene vorangebracht werden, dort aber meist mit stärker 
begrenzten Mitteln. Insbesondere bei Fernwärme sind die Kommunen in der Verantwortung – 
auch regulatorisch.U
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Das von der Bundesregierung vertretene deutsche Leitbild des industriellen Exportweltmeisters wird 
langfristig nicht mit globaler Klimagerechtigkeit vereinbar sein. Während bei kurzfristigen Drosse-
lungen der Industrieproduktion Kurzarbeitsregelungen helfen, muss ein nachhaltiger langfristiger 
industrieller Rückbau mit grundsätzlicher Arbeitszeitverkürzung einhergehen.

→

Arbeitszeitregelungen in einzelnen Branchen sind zunächst Sache der Tarifpartner*innen,  
also Gegenstand von Verhandlungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberseite . 
Langfristig geht es jedoch um eine gesamtgesellschaftliche Umverteilung von Arbeit hin zum 
Standardmodell einer „kurzen Vollzeit“ und einer geschlechtergerechten Verteilung von  
Sorgearbeit. Dafür müsste ein geeigneter politischer Rahmen geschaffen werden – was nur 
im Zuge einer sehr tiefgehenden Transformation vorstellbar ist. Dazu mehr in unserem  
Anfang 2023 erscheinenden            Dossier zu Arbeitszeitverkürzung.

Durch eine konsequente Wende zur ökologischen Landwirtschaft muss der Bedarf an erdgasba-
sierten synthetischen Düngemitteln dauerhaft auf Null sinken. Die Nahrungs- und Futtermittel-
industrie beansprucht insgesamt über 10% des deutschen Gasverbrauchs.36 Insbesondere ein schnel-
ler Rückbau der Tierindustrie könnte den Gasverbrauch senken: Auf die auch aus klimapolitischen 
und ethischen Gesichtspunkten hochproblematischen Milch- und Fleischindustrien entfällt ein Drit-
tel dieser Menge.37

→

Die ökologische Agrarwende ist landes- und bundespolitische Angelegenheit. Sie wird durch 
die neu zu verhandelnde Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU geprägt – leider erst wieder 
ab 2028. Die Agrarwende wird seit langem vor allem von Landwirt*innen von unten voran-
getrieben. Eine drängende Maßnahme wäre, die Privatisierung von staatlichen Flächen für 
industrielle Landwirtschaft zu stoppen und Landwirt*innen Land nach Gemeinwohlkriterien 
zur Verfügung zu stellen. Das blockiert gerade das FDP-geführte Finanzministerium, wogegen 
zwei junge Landwirtinnen eine Petition gestartet haben.38 Geeignete Schritte zum Rückbau 
der Tierindustrie haben das Bündnis Gemeinsam gegen die Tierindustrie39 sowie ein Zusam-
menschluss aus NGOs40 zusammengetragen.

  Transformation braucht Sicherheit  

Die genannten Maßnahmen können dazu bei-
tragen, eine Energie-Grundversorgung für alle 
zu verwirklichen. Darüber hinaus können über sol-
che Maßnahmen auch die weit verbreiteten Ängste 
vor Veränderung reduziert werden – Ängste, die 
derzeit oft konsequenter Klimapolitik im Weg 
stehen und die zu diesem Zweck immer wieder 
gezielt geschürt werden. So versuchen Industrie 
und bestimmte politische Lager derzeit erneut, 
langfristige Weichenstellungen für weitere fossile 
Energieförderung mit Verweis auf soziale Härten 
durchzusetzen, ohne aber Maßnahmen gegen 
diese sozialen Härten an sich zu unterstützen. Für 
eine Energiewende braucht es also auch ein glaub-
würdiges Zeichen: Die Grundbedürfnisse werden 
auch in Zukunft erfüllt.

Die Energiepreise werden absehbar weiter-
hin stark schwanken, so lange fossile Energien 
verbraucht werden. Sie werden zunehmend einen 
gesellschaftlichen Konfliktpunkt bilden.41 Auch 
erneuerbare Energien werden nicht unbegrenzt 
verfügbar sein. Einen suffizienten, sozial gerech-
ten gesellschaftlichen Umgang mit Energie zu 
erreichen, ist also zentrale Voraussetzung für eine 
ökologisch und sozial gerechte Zukunft.
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   Beispiel*: Progressiver Stromtarif mit Sockelmenge Beispieleffekt für Haushalte

Zone

Verbrauchsmenge 
(relativ zum ∅ für  
jeweiligen Haushaltstyp**) Preis

Verbrauchsniveau 
(relativ zum ∅ für 
Haushaltstyp**)

Kostenveränderung
gegenüber Juli 202242

bei konstantem (!)  
Verbrauch***

1 bis 50% frei Haushalt 1 80% 45% Einsparung

2 50-90% 55 ct/kWh Haushalt 2 100% 18% Einsparung

3 91-130% 85 ct/kWh Haushalt 3 130% 15% Zuzahlung

4 über 130% 120 ct/kWh Haushalt 4 180% 73% Zuzahlung

* zur Veranschaulichung – dies ist kein konkreter Umsetzungsvorschlag
** nach Personenzahl und energetischen Bedingungen (in Mietwohnungen) gestaffelt
*** Erwartbar ist natürlich vor allem bei den Haushalten 3 und 4 eine Reduzierung des Verbrauchs und dementsprechend  
auch der tatsächlich zu zahlenden Kosten.
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Ein soziales und klimagerechtes Preissystem verbindet 

zwei Ziele: Es soll allen Menschen den Zugang zu not

wendiger Energie ermöglichen und gleichzeitig den 

Energieverbrauch insgesamt senken, indem Verbrauch 

und Kosten gerechter verteilt werden. Dafür schlagen wir 

progressive Tarife vor. Diese bieten jedem Haushalt güns-

tig einen Grundbedarf an Strom und Heizenergie an. Der 

darüber hinausgehende Zusatzbedarf wird dann pro Ein-

heit zunehmend deutlich teurer berechnet. Luxus-Ener-

gieverbrauch, der weit über dem üblichen Durchschnitt 

liegt, würde so pro Einheit deutlich mehr kosten als der 

Grundbedarf.

 

Dabei sollen sowohl die Zahl der im Haushalt lebenden Per-

sonen als auch die energetischen Voraussetzungen berück-

sichtigt werden (z.B. Art der Warmwasserversorgung, 

Heizsysteme) – letzteres insbesondere in Mietwohnungen, 

da Mieter*innen nicht über die technische Ausstattung 

entscheiden können. Grundsätzlich müssen auch beson

dere Bedürfnisse, z.B. von Menschen mit körperlichen Ein-

schränkungen, berücksichtigt werden – dies aber ggf. über 

Kompensationen außerhalb des Tarifsystems. In unserem 

Vorschlag würde für jeden Haushaltstyp (z.B. zwei Erwach-

sene, zwei Kinder in einer Mietwohnung mit elektrischer 

Warmwasseraufbereitung) ein Durchschnittsverbrauchs-

wert ermittelt. Die Tarifzonen werden dann relativ zu die-

sem Durchschnittswert eingeteilt. In unserer Beispielrech-

nung werden 50% der Durchschnittsmenge kostenlos zur 

Verfügung gestellt.

Die stärkste Wirkung progressiver Tarife läge darin, durch 

den günstigen Grundbedarf Energiearmut entgegenzu

wirken und allen Menschen Versorgungssicherheit zu 

gewähren. Natürlich tragen die progressiven Tarife auch 

dazu bei, den Luxuskonsum von Energie einzudämmen 

und belohnen grundsätzlich das Energiesparen. Mit Blick 

auf die Energiebedarfe verschiedener Haushaltsgrup-

pen und gewerblicher Verbraucher*innen wird allerdings 

klar, dass der Luxusverbrauch in Haushalten nicht der 

größte Treiber des gesellschaftlichen Energieverbrauchs 

ist. Insgesamt müssen größere Einsparungen auf anderen 

Wegen realisiert werden. Mehr zu geeigneten Preismo

dellen und Umsetzungsmöglichkeiten gibt es in unserem  

     Hintergrundpapier „Soziale und klimagerechte 

Energietarife“.

Soziale & klimagerechte  
        Energietarife

https://konzeptwerk-neue-oekonomie.org/wp-content/uploads/2022/09/Soziale_und_klimagerechte_Energietarife_KNOE_2022_Hintergrundpapier.pdf
https://konzeptwerk-neue-oekonomie.org/wp-content/uploads/2022/09/Soziale_und_klimagerechte_Energietarife_KNOE_2022_Hintergrundpapier.pdf
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  Bündnisse bauen  

Viele der geforderten Veränderungen müsste 
formal die Bundesregierung beschließen. Die 
Umsetzung scheint insbesondere da wenig aus-
sichtsreich, wo es um längerfristige transforma-
tive Maßnahmen geht. Die Ampel stand bereits vor 
dem Ukraine-Krieg bestenfalls für eine vorsichtige 
ökologische Modernisierung.43 Druck „von der 
Straße“ wiederum erwarten viele für den Herbst 
derzeit eher in eine andere Richtung: als spontane 
Empörung über steigende Kosten, für die kurzfris-
tige Lösungen gefordert werden – eine Einladung 
an die Politik, sich auf mehr fossile Subventionen 
und möglichst viele neue fossile Importe zu kon-
zentrieren. Besonders aus dem rechten Spektrum 
dürften ökologische Ansätze eher als Preistreiber 
denn als Lösung dargestellt werden. Wer könnte 
also Gegendruck erzeugen?

Eine Gefahr in der aktuellen Krisensitua-
tion liegt darin, dass traditionelle, ansonsten 
um Zusammenarbeit bemühte sozialpolitische 
und ökologische Akteur*innen sich jeweils auf 
ihre Kernpositionen zurückziehen und so passiv 
gegeneinander arbeiten. Die einen positionieren 
sich nicht gegen neue fossile Investitionen, weil 
Verteilungskämpfe bei größerem Energieange-
bot aussichtsreicher scheinen, und die anderen 
reagieren skeptisch auf Preisentlastungen, weil 
diese den Energieverbrauch steigern könnten. 
Diese Patt situation trägt dazu bei, dass öffentlich 
wahrnehmbarer Protest hauptsächlich von rechts 
kommt. Umso wichtiger also, eine gemeinsame 
Grundlage für Bündnisse zu finden, die kurz-
fristige Maßnahmen mit einer langfristigen 
Perspektive verbinden. Dazu möchten wir mit 
unseren Vorschlägen beitragen.

Diese Vorschläge könnten aus unserer 
Sicht Sozialverbände, Verbraucher*innen-
Organisatio nen und Mieter*innen-Bewegung 
mit Umweltverbänden und Klimagruppen 
zusammenbringen. Auch Gewerkschaften haben, 
wie vom DGB geäußert, ein Interesse an Kosten-
entlastungen. Um dort Akzeptanz für vorüber-
gehende Drosselungen der Industrieproduktion 
zu schaffen, bräuchte es entsprechende Regelun-
gen für Kurzarbeit. Auch parteipolitisch ist dem 
Krisen management der Ampelregierung – das nur 
in industriepolitischer Hinsicht langfristig aus-
gerichtet ist, aber nicht in sozial- und klimapo-
litischer Hinsicht – nur durch eine glaubwürdige 
transformative Haltung zu begegnen. Sprung-
hafte, widersprüchliche Forderungen sind kontra-
produktiv.

Auch EU-weit wäre eine stärkere Zusam-
menarbeit zwischen den Bewegungen wichtig, da 
hier soziale Bewegungen gegenüber der Exekutive 
verhältnismäßig schwächer aufgestellt sind und 
gleichzeitig das EU-Recht den Rahmen für natio-
nale politische Entscheidungen einschränkt. Sehr 
gute inhaltliche Vorschläge für einen sozial-öko-
logischen Umgang mit der Krise hat schon im März 
die Right to Energy Coalition vorgelegt, in der sich 
zivilgesellschaftliche Akteur*innen wie Umwelt-
verbände, Gewerkschaften und Sozialverbände 
europaweit organisieren.44

In der Praxis bleibt wirksame Bündnisbildung 
unter dem Zeitdruck einer akuten Krise eine riesige 
Herausforderung. Aber ein inhaltlicher Kompass, 
der über kurzfristige Maßnahmen hi  nausgeht, 
hilft auf diesem Weg. Und wie in diesem Dossier 
verdeutlicht, gibt es auf allen politischen Ebenen 
reichlich inhaltliche Schnittpunkte, an denen mit 
der Bündnisbildung begonnen werden kann. Nie-
mand muss auf die ganz große, umfassende, per-
fekt abgestimmte Kampagne warten – losgehen 
kann es überall.
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  Mythen & Missverständnisse  

» Wir brauchen jetzt alle 
 Energie, die wir bekommen 
können, um Energiearmut zu 
verhindern. «

Energiearmut ist zuallererst eine Frage der Ver-
teilung – sowohl der Energie selbst als auch der 
Kosten. Für eine gerechte Verteilung braucht es 
gezielte Maßnahmen, wie von uns vorgeschlagen.  
Bei manchen der geplanten Projekte, wie den 
LNG-Terminals (s.u.), werden zudem hohe Kosten 
durch öffentliche Haushalte übernommen. Gleich-
zeitig bleiben Maßnahmen aus, um an der Krise 
verdienende Konzerne an den Kosten zu beteiligen.

» Der LNG-Ausbau ist notwen-
dig um die nächsten Winter 
auch ohne russisches Gas zu 
überstehen. «

 

Nur die schwimmenden LNG-Terminals mit ihren 
relativ begrenzten Kapazitäten werden überhaupt 
in den nächsten ein bis zwei Jahren einsatzfähig 
sein. Für die festen Anlagen, in die gerade haupt-
sächlich investiert wird, wird mit Bauzeiten um die 
fünf Jahre gerechnet. Für diese werden Abnahme-
verträge über 20 Jahre verhandelt. In einem mit 
US-amerikanischen Lieferanten unterzeichneten 
20-Jahres-Vertrag soll das LNG aus Anlagen stam-
men, die sich noch in oder vor der Bauphase befin-
den – erst ab 2026 soll es losgehen.45 In den Ver-
handlungen mit Katar stehen sogar Klauseln im 
Raum, die den Weiterverkauf des Gases in Europa 
verbieten würden.46 Dort kam es auch wegen dieser 
von katarischer Seite präsentierten Forderungen 
bisher noch nicht zu einem Abschluss.47 Dennoch 
schafft bereits das erste unterzeichnete Abkom-
men neue und dauerhafte fossile Abhängigkeiten, 
die den bis 2045 angekündigten deutschen Gasaus-
stieg schwierig bis unmöglich machen könnten. 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) hat längst Möglichkeiten skizziert, wegfal-
lendes russisches Gas auch ohne neue LNG-Anla-
gen zu kompensieren.48

» Billige Energiepreise fördern 
bloß Verschwendung. « 

Die von uns vorgeschlagenen Mechanismen ver-
billigen nicht alle Energie, sondern beziehen sich 
gezielt nur auf festzulegende Grundbedarfe. Der 
darüber hinausgehende Verbrauch wäre teurer. So 
gibt es einen klaren Anreiz, Energieverschwen-
dung zu vermeiden.

» Wir alle müssen jetzt sparen! « 

Grundsätzlich ist ein sparsamer, aufs Nötige 
beschränkter Energieverbrauch zu Hause natür-
lich sinnvoll. Den sollen auch progressive Tarife 
(siehe Box auf Seite 8) fördern. Viele Menschen 
haben dazu auch gute Möglichkeiten: z.Bsp. weil 
ihre Heizung höher eingestellt ist als nötig, sie 
wenig genutzte Räume in ihrer Wohnung haben 
oder den Zweitkühlschrank ruhig abschaffen kön-
nen. Doch „wir“ sitzen eben nicht alle im selben 
Boot. Von einer Rentnerin mit geringer Rente in 
einer kleinen Wohnung kann schlecht dieselbe 
Einsparung verlangt werden wie von einem Villen-
bewohner mit vier Bädern. Die Spardebatte sollte 
vor allem nicht von dringend benötigten politi-
schen Lösungen ablenken, die auch und gerade 
den öffentlichen und industriellen Verbrauch 
betreffen. Andernfalls kommt die zu Hause tapfer 
eingesparte Kilowattstunde eben nicht gezielt der 
Rentnerin zu Gute, sondern in großen Teilen der 
Jahresbilanz industrieller Großkonzerne.

→
→

→
→
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  Über das Projekt  

Dieses Dossier ist im Rahmen unseres Projektes  
Bausteine für Klimagerechtigkeit –  
Solidarisch. Transformativ. Machbar.  
entstanden. 

Mit dem Projekt entwickeln wir klimapolitisch wirksame Maßnahmen für den 
sozial-ökologischen Umbau in den nächsten 5-10 Jahren. Die Maßnahmen 
zielen auf strukturelle Veränderungen unseres wachstumbasierten, profitori-
entierten und globalisierten Wirtschaftssystems. Sie fokussieren auf gesell-
schaftliche statt technische Innovationen, für die Maßnahmen gibt es eine 
hohe gesellschaftliche Akzeptanz und damit eine realistische Umsetzungs-
perspektive. Im Sinne einer revolutionären Realpolitik sind dies erste Schritte, 
auf die weitere folgen müssen, um eine gute Zukunft für Alle zu ermöglichen. 
Wie diese Zukunft aussehen könnte, haben wir bereits formuliert:
Utopie für das Jahr 2048

https://konzeptwerk-neue-oekonomie.org/bausteine-fuer-klimagerechtigkeit/
https://konzeptwerk-neue-oekonomie.org/bausteine-fuer-klimagerechtigkeit/
https://www.zukunftfueralle.jetzt/buch-zum-kongress
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Dieses Dossier wird unterstützt durch:

Wir arbeiten kritisch, konstruktiv & konsequent 
für ein gutes Leben für Alle.  

Euch gefällt, was wir machen?  
Dann fördert unsere Arbeit:  
www.knoe.org/foerdern
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